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Eltern stärken sich gegenseitig
Lebenshilfe Main-Tauber: Zweimal im Monat treffen sich Väter und Mütter, deren Kinder mit Behinderung erwachsen sind, und tauschen sich aus

Jeden zweiten Donnerstag
im Monat treffen sich El-
tern von Kindern mit Be-
hinderung im „Mitten-
drin“, der Begegnungs-
stätte der Lebenshilfe
Main-Tauber-Kreis. Doch
anders als bei den Zusam-
menkünften der Jungen
Lebenshilfe sind die Kin-
der erwachsen.

Von Sabine Holroyd

Tauberbischofsheim. Die Tische im
„Mittendrin“ sind in hoffnungsvol-
lem Grün geschmückt, draußen
kündigt sich langsam der Frühling
an. Die Eltern haben die FN eingela-
den, bei diesem Treffen dabei zu
sein.

Hanna Reinhardt leitet diese Zu-
sammenkünfte. Sie hat selbst eine
Tochter mit Behinderung, weiß also
genau, was die Eltern bewegt, was sie
belastet und sie sich wünschen. Sie
ist eine Frau, die sich wehrt, die auch
mal „ungemütlich“ werden kann.

Die Bürokratie gehört zu den Din-
gen, die den Angehörigen – und auch
ihr selbst – den größten Kummer be-
reitet. Hanna Reinhardt sagt: „Wir
müssen immer noch mehr Atteste
einreichen und Sachen beantragen,
die eigentlich selbstverständlich
sind. Dabei weiß man, dass eine
geistige Behinderung mit zuneh-
mendem Alter nicht ,besser‘ wird –
alles wird eher nur noch schlechter.
Man darf dabei aber nie vergessen:
Es geht um Menschen, von denen
die meisten so auf die Welt gekom-
men sind. Sie können nichts dafür,
dass sie so sind.“

Manchmal hilft nur Sarkasmus
Dieses Gefühl, immer wieder aufs
Neue darzulegen zu haben, warum
das Kind diese oder jene Leistung in
Anspruch nehmen muss, in der
Bringschuld zu sein, wenn es um
ärztliche Atteste, jährliche Anträge
für Kostenübernahmen oder die ver-
pflichtenden halbjährlichen Pflege-
beratungsbesuche geht, macht viele
mürbe. Manchmal hilft ihnen nur
noch Sarkasmus: „Bei so einem Be-
such habe ich mal gesagt, dass mein
Sohn demnächst läuft und dann
auch gleich Abitur macht“, berichtet
eine Mutter und sagt: „Da haben die

mich groß angeschaut.“ Hanna
Reinhardt geht davon aus, dass dem
Personal in Ämtern oder Kranken-
kassen „der Kamm schwillt, wenn
wir unseren Namen am Telefon nen-
nen“. Anders ausgedrückt: Wenn die
Mütter und Väter in ihrer Not unge-
wollt zu Nervensägen werden. Na-
türlich wissen alle, die im „Mitten-
drin“ am Kaffeetisch sitzen, dass die
Leute in den Behörden nicht für die-
se überbordende Bürokratie verant-
wortlich sind und keine Schuld da-
ran tragen, wenn sich teilweise
hochbetagte Väter und Mütter aus-
gelaugt und angesichts des Amts-
deutsch der Formulare hilflos und
ohnmächtig fühlen.

„Ich möchte nicht wissen, wer das
Bundesteilhabegesetz ,erfunden’
hat. Uns Eltern ist damit überhaupt
nicht geholfen“, meint Hanna Rein-
hardt. „Das Pflegepersonal in den
Wohnheimen muss alles dokumen-
tieren. Dabei bleibt so viel Zeit auf
der Strecke, die eigentlich für die Be-
hinderten aufgebracht werden
könnte und müsste. Und diese Leu-
te, die sich nicht wehren können, ba-
den diesen chronischen Zeitmangel
dann aus“, findet sie.

Die Eltern, die ihr Leben lang Va-
ter und Mutter bleiben mussten, die
aus Angst, ihrem Kind könnte es in

einem Heim nicht gut gehen, lieber
„selbst am Ball bleiben, solange es
eben möglich ist“, wie es eine Mutter
ausdrückt, werden älter, die Kräfte
schwinden.

Hanna Reinhardt sagt: „Die Sorge
um den Sohn oder die Tochter wird
im Laufe der Jahre nicht weniger,
und die psychische Belastung durch

die wachsende Bürokratie ist immer
da, auch wenn die Eltern schon
hochbetagt sind.“

Zudem fehle das Vertrauen in die
Heime, weil man wisse, dass es an
Personal mangele. Eine Frau sagt
unter Tränen: „Je älter man wird,
desto schlimmer ist es. Man hat kei-
ne Kraft mehr, man denkt an sein ei-
genes Ende und fragt sich, wie es
dann sein wird, wie es dem Sohn
oder der Tochter dann ohne seinen
Vater und seine Mutter gehen wird.“

Keine spezielle Trauerbegleitung
Zwei Frauen in der Gruppe haben
vor kurzem ihre Ehemänner verlo-

ren. Sie stehen alleine da. Beide ha-
ben Söhne mit Behinderung, die
sehr um ihre Väter trauern. Die eine
sagt: „Ich habe rechtzeitig einen An-
trag auf eine psychosomatische
Reha-Maßnahme für ihn mit mir als
Begleitung gestellt. Die Kur wurde
auch gewährt, allerdings finden wir
kein Haus, das auf eine Trauerbe-
gleitung Behinderter ausgelegt ist.“
Die andere berichtet: „Ich wünschte
mir, dass mein Sohn einen Trauer-
kurs besuchen kann, doch das wur-
de abgelehnt. Zum Glück haben wir
gute Freunde in der Nachbarschaft,
die ihn ablenken und auch mal auf
einen Ausflug mitnehmen.“

Ganze Bücher könnten sie über
ihre Erfahrungen und Erlebnisse
schreiben, sagen die Eltern. Auch
über die Pandemie, in der es ihnen
vorkam, als habe man die Menschen
mit Behinderung einfach vergessen.
Über den Kampf für die Freistellung
von der Arbeit in der Werkstätte für
notwendige medizinische Behand-
lungen. Über die alle zwei Jahre fälli-
ge Überprüfung des Kindergeldan-
spruchs.

„Warum ist es nicht möglich, dass
man nur dann einen Antrag stellen
muss, wenn sich etwas am Zustand
des Kindes ändert? Das würde es El-
tern und Behörden viel leichter ma-

chen. Schließlich tritt bei 99 Prozent
der Fälle keine positive Veränderung
ein“, so Hanna Reinhardt.

Benjamin Czernin, der Vorsit-
zende der Lebenshilfe Main-Tau-
ber-Kreis, und ihr Geschäftsführer
Peter Büche haben bei diesem Tref-
fen zugehört. Ihnen sind die Sorgen
und Nöte der betroffenen Eltern sehr
bewusst. Benjamin Czernin sagt:
„Die Belastung hört nie auf. Mir
kommt es so vor, als ob Gesetze wie
das Teilhabegesetz von Leuten aus-
gearbeitet werden, die zwar meinen,
damit etwas Gutes zu tun, aber of-
fensichtlich wenig Berührungs-
punkte mit gehandicapten Men-
schen haben.“

Peter Büche versteht, wenn Eltern
Behinderten- oder Senioren-Ein-
richtungen wegen des Personalnot-
standes nicht vertrauen wollen: „Das
sind für beide Seiten schwierige Si-
tuationen.“ Auch bedauert er das
mangelnde Vertrauen der Bürokra-
tie, wenn in jedem Jahr neue Über-
prüfungen anstehen und wieder
neue Anträge gestellt und Gespräche
geführt werden müssen.

i Weitere Infos über die Lebenshil-
fe gibt es unter Telefon 09341/
845524 oder unter www.lebens-
hilfe-main-tauber.de

Der Elterntreff im „Mittendrin“ der Lebenshilfe am Tauberbischofsheimer Marktplatz findet jeden zweiten Donnerstag im Monat statt. BILD: SABINE HOLROYD

Uns Eltern ist mit dem
Bundesteilhabegesetz
nicht geholfen.
HANNA REINHARDT

Energie + Umwelt spendeten 10 000 Euro an die Tafeln
Zulauf ungebrochen: Steigende Lebensmittel- und Energiepreise erhöhen den Druck auf viele Menschen, die bislang gerade so über die Runden kamen

Main-Tauber-Kreis. Die vier Tafeln in
Wertheim, Tauberbischofsheim,
Lauda und Bad Mergentheim im
Main-Tauber-Kreis erhielten jeweils
eine Spende in Höhe von 2500 Euro
von der genossenschaft Energie +
Umwelt Neckar Odenwald-Main-
Tauber. „Die Turbulenzen an den
Strommärkten und die vielen Son-
nenstunden führten im vergange-
nen Jahr zu höheren Einnahmen
beim Verkauf von Solarstrom, von
denen die Energie + Umwelt profi-
tierte. Mit der Spende möchten wir
den bedürftigen Bürgerinnen und
Bürgern etwas zurückgeben“, so
Vorstandsvorsitzender Wendelin
Geiger.

Landrat Christoph Schauder
merkte an, dass die Auswirkungen
auf das tägliche Leben seit dem
Kriegsbeginn in der Ukraine deut-
lich spürbar seien. Inflation und
hohe Energiepreise machten sich
auch bei den Tafeln bemerkbar. Sie
müssten auf der einen Seite mehr für
ihr Tafelangebot zahlen, weil Sprit-
und Energiekosten gestiegen seien,
zum anderen klettere der Kunden-
stamm in die Höhe. Schauder: „Aus
diesem Grund danke ich der Energie
+ Umwelt Neckar-Odenwald-Main-
Tauber persönlich, aber auch im Na-

men des Landkreises, für diese groß-
zügige Spende.“ Der Landrat verwies
zudem darauf, dass die Tafeln vor al-
lem haltbare Lebensmittel wie Reis,
Mehl, Nudeln, aber auch Zwiebeln,
Kartoffeln und Hygieneartikel
brauchten.

Steffen Kuhn, Vorstandsmitglied
der Energie + Umwelt, meinte, dass
die hohen Preise für Lebensmittel
und Energie als Folge des Ukraine-
kriegs geballt dafür sorgten, dass im-
mer mehr Menschen Existenzangst
erlebten und nicht mehr wüssten,
wie sie Grundlegendes bezahlen
sollten. „Viele von ihnen, die bisher
gerade so über die Runden gekom-
men sind, melden sich nun bei der
Tafel, weil nicht mehr genug Geld für
Einkäufe übrig bleibt. Die Tendenz
ist weiter steigend.“ Kuhn würdigte
die zahlreichen ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfer in der aktu-
ellen Krise für ihr Engagement.

Michael Müller, Vorstandsvorsit-
zender des Caritasverbands sprach
auch im Namen von Diakoniechefin
Aleit Fladausch-Rödel, von extrem
gestiegenen Sachkosten für alle Ta-
feln. Er dankte im Namen der Träger
Diakonie und Caritas für die Spende
und versicherte, dass damit einiges
zu bewegen sei. hvb

Bewegen wollen die vier Tafeln im Main-Tauber-Kreis – drei in Trägerschaft des Diakonischen Werks, eine in der des Caritas-
verbands – einiges mit der Spende von jeweils 2500 Euro von der Genossenschaft Energie + Umwelt. BILD: HEIKE VON BRANDENSTEIN

Bundesteilhabegesetz

� Durch das Bundesteilhabege-
setz (BTHG) wurde die Einglie-
derungshilfe zum 1. Januar
2020 aus dem System der Sozi-
alhilfe herausgelöst und grund-
legend reformiert. Eingliede-
rungshilfeleistungen sollten
sich nun konsequent am indivi-
duellen Bedarf der Menschen
mit Behinderungen orientieren.
Die Teilhabe von Menschen mit
Handicap sollte damit verbes-
sert und ihre Selbstbestim-
mung gestärkt werden. Die
Umsetzung der Reform wurde
intensiv mit mehreren Projek-
ten begleitet und untersucht.

� Angesichts einer verzöger-
ten Umsetzung des BTHG
unter anderem aufgrund
schwieriger Aushandlungspro-
zesse und der Pandemie ließen
sich eine Reihe von Fragestel-
lungen noch nicht komplett
beantworten. Das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozia-
les hat Begleit- und For-
schungsprojekte daher zum Teil
verlängert.

� Während Kinder ohne Behin-
derung im Erwachsenenalter in
der Regel selbst für sich sorgen
können, haben Eltern von Kin-
dern mit Beeinträchtigung wei-
terhin neben einem erhöhten
Aufwand an Betreuung und
Unterstützungauch noch hohe
finanzielle Aufwendungen für
ihre Kinder. Dies betrifft zum
Beispiel die Zuzahlungen zu
Zahnersatz, Brillen und
bestimmten Therapien. Aus
gutem Grund besteht deshalb
der Kindergeldanspruch von
Eltern für ihre erwachsenen Kin-
der mit Behinderung gegebe-
nenfalls bis an das Lebensende
der Kinder beziehungsweise bis
an das Lebensende der Kinder-
geld berechtigten Eltern.

� Der Bundesverband für kör-
per- und mehrfachbehinderte
Menschen fordert deshalb: Im
Zuge der Schaffung einer Kin-
dergrundsicherung dürfe der
Kindergeldanspruch für Eltern
behinderter Kinder nicht ersatz-
los wegfallen. Sollte der jetzige
Kindergeldanspruch in der Kin-
dergrundsicherung aufgehen
und sie künftig an die Kinder
direkt gezahlt werden, müsse
es stattdessen eine finanzielle
Entlastungsleistung für Eltern
behinderter Kinder geben, die
ihre lebenslange Unterhaltssi-
tuation berücksichtigt.

Thomas Lüdecke
offiziell „Vize“

Odenwald-Tauber/Ludwigsburg. „Es
freut mich sehr, dass das Führungs-
team beim Polizeipräsidium Lud-
wigsburg wieder komplett ist. Mit
Thomas Lüdecke haben wir eine
kompetente und erfahrene Füh-
rungspersönlichkeit für die Stelle
des stellvertretenden Leiters des
Präsidiums gefunden. Seine Qualifi-
kationen für dieses Amt konnte er
bereits bei seinen vorhergehenden
Verwendungen eindrücklich unter
Beweis stellen. Daher bin ich sicher:
Thomas Lüdecke wird dieses Amt
hervorragend ausfüllen“, so Staats-
sekretär Wilfried Klenk anlässlich
der Bestellung des Polizeivizepräsi-
denten im Innenministerium (wir
berichteten).

Zuletzt bei Schutzpolizei tätig
Thomas Lüdecke, der neue „Vi-
ze“,war bereits mit zahlreichen ver-
antwortungsvollen Funktionen in-
nerhalb der Polizei Baden-Württem-
berg betraut; zuletzt mit der Leitung
der Schutzpolizeidirektion des Poli-
zeipräsidiums Heilbronn. Unter an-
derem war der 60-Jährige zuvor auch
Stabsleiter beim Polizeirevier in
Tauberbischofsheim. Damit tritt Lü-
decke in die Fußstapfen von Frank
Spitzmüller, der vor kurzem die Lei-
tung des Polizeipräsidiums Heil-
bronn übernommen hat. pm/ktm


